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18. Verordnung der Landesregierung vom 18. Mai 1999 zur Durchführung von Pflanzenschutzmaßnahmen

19. Verordnung der Landesregierung vom 4. Mai 1999 über die Festsetzung des Bauschbetrages für den Kostenersatz
an die Gemeinden (Staatsbürgerschaftsverbände) für die Führung der Staatsbürgerschaftsevidenz im Jahr 1998

Auf Grund der §§ 9, 10 und 14 des Pflanzenschutz-
gesetzes für Tirol, LGBl.Nr. 18/1949, in der Fassung des
Gesetzes LGBl.Nr. 17/1954 wird verordnet:

1 .  A B S C H N I T T
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Zweck

Diese Verordnung dient der Bekämpfung 
a) des Nelkenwicklers,
b) der Kartoffelnematoden,
c) der San-José-Schildlaus,
d) des Kartoffelkrebses,
e) der bakteriellen Ringfäule der Kartoffel und
f) der bakteriellen Braunfäule der Kartoffel sowie der

bakteriellen Welke der Kartoffel und der Tomate 
und der Verhütung ihrer Ausbreitung.

§ 2 Anzeigepflicht

Der Befall von Pflanzen durch die im § 1 genannten
Schädlinge und Pflanzenkrankheiten ist nach § 14
Abs. 1 und 3 des Pflanzenschutzgesetzes für Tirol an-
zeigepflichtig.

§ 3 Haltungs- und Zuchtverbot

Das Halten und Züchten von Nelkenwicklern, Kar-
toffelnematoden und San-José-Schildläusen sowie von
den Erregern des Kartoffelkrebses, der bakteriellen

Ringfäule der Kartoffel, der bakteriellen Braunfäule der
Kartoffel und der bakteriellen Welke der Kartoffel und
der Tomate ist verboten.

2 .  A B S C H N I T T
Nelkenwickler

§ 4 Begriffsbestimmungen

(1) Nelken im Sinn dieser Verordnung sind Pflanzen
der Gattung Dianthus L.

(2) Nelkenwickler im Sinn dieser Verordnung
sind der Mittelmeernelkenwickler (Cacoecimorpha
pronubana Hb.) und der Südafrikanische Nelken-
wickler (Epichoristodes acerbella [Walk.] Diak.).

§ 5 Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Nelken, die von Nelkenwicklern befallen sind,
dürfen nicht in Verkehr gebracht werden.

(2) Von Nelkenwicklern befallene Kulturen von Nel-
ken sind so zu behandeln, daß kein Befall vorliegt, wenn
sie in Verkehr gebracht werden.

3 .  A B S C H N I T T
Kartoffelnematoden

§ 6 Begriffsbestimmungen

(1) Pflanzkartoffeln sind Knollen oder Knollenteile
der Kartoffel (Solanum tuberosum L.), welche zum An-
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pflanzen für die Erzeugung von Kartoffeln bestimmt
sind.

(2) Konsumkartoffeln sind Knollen der Kartoffel,
welche für andere Zwecke (z.B. als Speisekartoffeln,
Stärkekartoffeln, Verwertungskartoffeln etc.) bestimmt
sind.

(3) Eine Kartoffelsorte gilt als resistent gegen einen
oder mehrere Pathotypen der Kartoffelnematoden
(Globodera rostochiensis [Wollenweber] Behrens und
Globodera pallida [Stone] Behrens), wenn in einer amt-
lichen Prüfung festgestellt wurde, dass beim Anbau die-
ser Sorte die Population des betreffenden Pathotypen
jährlich auf natürliche Weise zurückgeht.

§ 7 Vorbeugende Maßnahmen

Vor dem Anbau von Pflanzkartoffeln muss durch eine
amtliche Bodenuntersuchung festgestellt worden sein,
dass die Anbaufläche frei von Kartoffelnematoden ist.
Diese Bodenuntersuchung darf höchstens zwei Vegeta-
tionsperioden zurückliegen. Während dieses Zeitrau-
mes dürfen auf dieser Fläche keine Kartoffeln angebaut
werden. Das Untersuchungszeugnis ist bis ein Jahr nach
der Ernte aufzubewahren und der Behörde auf Verlan-
gen vorzulegen.

§ 8 Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Wird auf einer Anbaufläche das Auftreten von
Kartoffelnematoden festgestellt, so hat die Behörde bei
der Verhängung der Verkehrssperre nach § 11 Abs. 2
Z. 5 des Pflanzenschutzgesetzes für Tirol jedenfalls vor-
zusehen, dass

a) keine Kartoffeln angebaut und
b) keine Pflanzen, die zum Anpflanzen auf anderen

Flächen bestimmt sind, angebaut, eingeschlagen oder
gelagert werden.

(2) In einer Anordnung nach Abs. 1 kann der Anbau
von Konsumkartoffeln solcher Sorten für zulässig er-
klärt werden,

a) die gegen die auf den befallenen Flächen festge-
stellten Arten und Pathotypen des Kartoffelnematoden
resistent sind oder

b) die zumindest gegen einen Pathotypen des Kar-
toffelnematoden resistent sind, wenn der Boden gleich-
zeitig befallsmindernd entseucht wird.

(3) Die Anordnung nach Abs. 1 ist wieder aufzuhe-
ben, wenn frühestens zu Beginn der Anbausaison des

Folgejahres in einer amtlichen Bodenuntersuchung fest-
gestellt worden ist, dass die Anbaufläche frei von Kar-
toffelnematoden ist.

4 .  A B S C H N I T T

San-José-Schildlaus

§ 9 Begriffsbestimmung

Wirtspflanzen der San-José-Schildlaus sind Pflanzen
der Gattungen Acer L., Cotoneaster Ehrh., Crataegus
L., Cydonia Mill., Evonymus L., Fagus L., Juglans,
Ligustrum L., Malus Mill., Populus L., Prunus L., Pyrus
L., Ribes L., Rosa L., Salix L., Sorbus L., Syringa L.,
Tilia L., Ulmus L., Vitis L.

§ 10 Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Wird ein Auftreten der San-José-Schildlaus fest-
gestellt, so hat die Behörde das Befallsgebiet und eine
Sicherheitszone abzugrenzen, die groß genug ist, um
den Schutz der benachbarten Gebiete zu gewährleisten,
und für diese Gebiete bei der Erlassung von Pflanzen-
schutzmaßnahmen nach § 11 des Pflanzenschutzgeset-
zes für Tirol zumindest folgendes zu verfügen:

a) alle befallenen Pflanzen, die sich in Baumschulen
befinden, sind zu vernichten;

b) alle sonstigen befallenen oder des Befalls verdäch-
tigen Pflanzen, die in einem Befallsgebiet wachsen, sind
so zu behandeln, dass diese Pflanzen und ihre frischen
Früchte nicht mehr befallen sind, wenn sie in Verkehr
gebracht werden;

c) alle in einem Befallsgebiet wachsenden bewurzel-
ten Wirtspflanzen der San-José-Schildlaus und die in
diesem Gebiet abgetrennten Teile dieser Pflanzen, die
zur Vermehrung bestimmt sind, dürfen nur dann inner-
halb des Befallsgebietes verpflanzt oder aus diesem Ge-
biet verbracht werden, wenn an ihnen kein Befall fest-
gestellt worden ist, oder wenn sie so behandelt worden
sind, dass etwa vorhandene San-José-Schildläuse ver-
nichtet sind;

d) die Behörde hat die Wirtspflanzen der San-José-
Schildlaus zu überwachen und mindestens einmal jähr-
lich daraufhin zu kontrollieren, ob die San-José-Schild-
laus aufgetreten ist;

e) aus allen Partien von Pflanzen, die nicht mit dem
Erdboden verwurzelt sind, und von frischen Früchten,
an denen ein Befall festgestellt worden ist, sind die be-
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fallenen Pflanzen und Früchte zu vernichten und die
übrigen Pflanzen und Früchte der Partie so zu behan-
deln oder zu verarbeiten, dass die etwa noch vorhande-
nen San-José-Schildläuse vernichtet werden. Dies gilt
nicht für Partien frischer Früchte mit geringfügigem
Befall.

(2) Die Verfügungen nach Abs. 1 sind aufzuheben,
wenn das Vorhandensein der San-José-Schildlaus nicht
mehr festgestellt wird.

5 .  A B S C H N I T T
Kartoffelkrebs

§ 11 Begriffsbestimmungen

(1) Eine Fläche gilt als befallen, wenn an mindestens
einer Pflanze dieser Fläche die Merkmale des Kartoffel-
krebses festgestellt worden sind.

(2) Eine Kartoffelsorte gilt als resistent gegen eine
Rasse von Synchytrium endobioticum (Schilb.) Perc.,
wenn sie auf den Befall durch Erreger dieser Rasse so
reagiert, dass Sekundärinfektionen nicht zu befürchten
sind.

§ 12 Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Stellt die Behörde ein Auftreten von Synchytrium
endobioticum (Schilb.) Perc. fest, so hat sie nach § 11
des Pflanzenschutzgesetzes für Tirol zunächst die be-
fallene Fläche und eine bis zu 300 m breite Sicherheits-
zone so abzugrenzen, dass der Schutz der benachbarten
Gebiete gewährleistet ist. 

(2) Weiters hat die Behörde zu verfügen, dass
a) auf den befallenen Flächen
1. keine Kartoffeln angebaut werden dürfen und
2. keine Pflanzen, die zur weiteren Anpflanzung be-

stimmt sind, angebaut, eingeschlagen oder gelagert wer-
den dürfen, und

b) in der Sicherheitszone nur Kartoffelsorten ange-
baut werden dürfen, die gegen die Rassen von Synchy-
trium endobioticum (Schilb.) Perc., welche auf den be-
fallenen Flächen festgestellt wurden, resistent sind.

(3) Die Behörde hat außerdem zu verfügen, dass die
Knollen und das Kraut von Kartoffeln befallener Flä-
chen so zu behandeln sind, dass der Schadorganismus
vernichtet wird. Lässt sich die Herkunft der befallenen
Knollen oder des befallenen Krautes nicht mehr fest-
stellen, so ist die gesamte Partie, in der diese Knollen
oder dieses Kraut gefunden worden sind, zu behandeln.

(4) Die Verfügungen nach Abs. 1 bis 3 sind wieder
aufzuheben, wenn durch eine amtliche Untersuchung
festgestellt worden ist, daß die Anbaufläche nicht mehr
befallen ist.

6 .  A B S C H N I T T

Bakterielle Ringfäule der Kartoffel

§ 13 Begriffsbestimmungen

(1) Pflanzkartoffeln sind Knollen oder Knollenteile
der Kartoffel (Solanum tuberosum L.), welche zum An-
pflanzen für die Erzeugung von Kartoffeln bestimmt
sind.

(2) Konsumkartoffeln sind Knollen der Kartoffel,
welche für andere Zwecke (z.B. als Speisekartoffeln,
Stärkekartoffeln, Verwertungskartoffeln etc.) bestimmt
sind.

(3) Schadorganismus im Sinn dieses Abschnittes ist
das Bakterium Clavibacter michiganensis (Smith) Da-
vis et al. ssp. sepedonicus (Spiekermann et Kotthoff)
Davis et al..

§ 14 Bestandsaufnahme

Die Landesregierung hat jeweils nach den neuesten
wissenschaftlichen und technischen Erkenntnissen
systematische Erhebungen über das Auftreten des
Schadorganismus an Kartoffelpflanzen, insbesondere an
den Knollen, durchzuführen.

§ 15 Maßnahmen bei Verdacht

(1) Das Verbringen aller Partien oder Sendungen von
Pflanzen oder Teilen der Kartoffel, bei denen sichtbare
Symptome der bakteriellen Ringfäule festgestellt wur-
den oder aufgrund einer wissenschaftlichen Untersu-
chung ein Verdacht des Auftretens des Schadorganismus
besteht, ist bis zur Abklärung des Verdachtes verboten.

(2) Die Landesregierung kann das Verbringen solcher
Partien oder Sendungen ausnahmsweise und unter amt-
licher Überwachung zulassen, wenn der Antragsteller
nachweist, dass keine Gefahr einer Verschleppung des
Schadorganismus gegeben ist.

§ 16 Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Wird das Auftreten des Schadorganismus festge-
stellt, so hat die Behörde nach § 11 des Pflanzenschutz-
gesetzes für Tirol zumindest folgendes zu verfügen:



S T Ü C K  10, NR. 1864

a) Knollen oder Pflanzen, die Partie oder Sendung,
die Geräte, Fahrzeuge, Lagerräume oder Teile da-
von und alle anderen Gegenstände einschließlich Ver-
packungsmaterial, aus denen die Probe entnommen
wurde, sowie gegebenenfalls der Produktionsort und
die Anbaufläche, in denen die Knollen oder Pflan-
zen geerntet wurden, sind für kontaminiert zu erklä-
ren;

b) das Ausmaß der wahrscheinlichen, durch Kontakt
vor oder nach der Ernte oder durch produktionstechni-
sche Berührungspunkte hervorgerufenen Kontamina-
tion ist zu bestimmen;

c) eine Sicherheitszone auf der Grundlage der Kon-
taminationserklärung nach lit. a, der Bestimmung des
Ausmaßes der wahrscheinlichen Kontamination nach
lit. b und der möglichen Ausbreitung des Schadorga-
nismus sowie unter Berücksichtigung der Nähe anderer
Anbauflächen von Kartoffeln oder anderer Wirtspflan-
zen und der Einheitlichkeit der Pflanzkartoffelvorräte
abzugrenzen.

(2) Wird die Behörde von einer Kontamination und
einer Sicherheitszone in einem anderen Bundesland oder
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
unterrichtet, so trifft sie gegebenenfalls die Maßnahmen
nach Abs. 1 lit. a bis c sinngemäß.

(3) Werden Knollen oder Pflanzen der Kartoffel für
kontaminiert erklärt, so hat die Behörde dem jeweils
Verfügungsberechtigten vorzuschreiben,

a) diese zu vernichten oder auf andere unschädliche
Weise zu beseitigen;

b) den Kartoffelbestand, der mit dem befallenen Be-
stand klonal verbunden ist, amtlich untersuchen zu las-
sen und das Ergebnis der Behörde mitzuteilen;

c) Geräte, Fahrzeuge, Lagerräume oder Teile davon
und alle anderen Gegenstände einschließlich Ver-
packungsmaterial, die nach Abs. 1 lit. a und b für kon-
taminiert bzw. für wahrscheinlich kontaminiert erklärt
worden sind, entweder zu vernichten oder unter amt-
licher Aufsicht nach geeigneten Verfahren so zu reini-
gen und zu desinfizieren, dass nachweislich keine Ge-
fahr einer Verschleppung des Schadorganismus besteht.
Nach der Desinfizierung gelten diese Gegenstände als
nicht mehr kontaminiert.

(4) Dem Verfügungsberechtigten ist der Anbau von
Knollen oder Pflanzen, die nach Abs. 1 lit. b für wahr-
scheinlich kontaminiert erklärt worden sind, zu unter-

sagen, und die Vernichtung oder, sofern nachweislich
keine Gefahr einer Verschleppung des Schadorga-
nismus besteht, eine geeignete Verwendung oder
Behandlung nach Anhang IV Z. 2 der Richtlinie
93/85/EWG des Rates zur Bekämpfung der bakteriel-
len Ringfäule der Kartoffel unter amtlicher Überwa-
chung aufzutragen.

(5) Unbeschadet der Maßnahmen nach den Abs. 3
und 4 hat die Behörde für die Sicherheitszone nach
Abs. 1 lit. c das Maßnahmenpaket nach Anhang IV
Z. 4 der Richtlinie 93/85/EWG des Rates zur Bekämp-
fung der bakteriellen Ringfäule der Kartoffel vorzu-
schreiben.

7 .  A B S C H N I T T
Bakterielle Braunfäule der Kartoffel
und bakterielle Welke der Kartoffel

und der Tomate

§ 17 Begriffsbestimmungen

(1) Wirtspflanzen im Sinn dieses Abschnittes sind
insbesondere

a) Kartoffel (Solanum tuberosum L.), ausgenommen
ihre Samen, und

b) Tomate (Lycopersicon esculentum Mill.), ausge-
nommen ihre Früchte und Samen.

(2) Schadorganismus im Sinn dieses Abschnittes ist
das Bakterium Ralstonia solanacearum (Smith) Yabu-
uchi et al., der Erreger der Schleimkrankheit (Bakteriel-
le Braunfäule) bei der Kartoffel sowie der Bakteriellen
Welke der Kartoffel und der Tomate.

§ 18 Vorbeugung

Es dürfen nur Pflanzkartoffeln angepflanzt wer-
den, die nachweislich frei von dem Schadorganismus
sind.

§ 19 Bestandsaufnahme

Die Landesregierung hat jeweils nach den neuesten
wissenschaftlichen und technischen Erkenntnissen und
nach Maßgabe der Bestimmungen des Art. 2 der Richt-
linie 98/57/EG des Rates zur Bekämpfung von Ralsto-
nia solanacearum (Smith) Yabuuchi et al. jährlich syste-
matische Erhebungen über das Auftreten des Schador-
ganismus durchzuführen. Diese Untersuchungen haben
sich insbesondere zu erstrecken:
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a) auf Wirtspflanzen nach § 16 Abs. 1 lit. a und b,
b) auf Wirtspflanzen der Begleitflora aus der Familie

der Nachtschattengewächse,
c) auf Oberflächenwasser, das zum Bewässern und

Beregnen der in lit. a genannten Wirtspflanzen verwen-
det wird, und

d) auf Abwässer aus Anlagen zur Verarbeitung oder
Verpackung dieser Pflanzen.

§ 20 Maßnahmen bei Verdacht

(1) Das Verbringen aller Aufwüchse, Partien, Sen-
dungen oder Teile von Wirtspflanzen, bei denen sicht-
bare Symptome der vom Schadorganismus verursachten
Krankheit festgestellt wurden oder aufgrund einer wis-
senschaftlichen Untersuchung ein Verdacht des Auftre-
tens des Schadorganismus besteht, ist bis zur Abklärung
des Verdachtes verboten.

(2) Die Landesregierung kann das Verbringen solcher
Partien oder Sendungen ausnahmsweise und unter amt-
licher Überwachung zulassen, wenn der Antragsteller
nachweist, dass keine Gefahr einer Verschleppung des
Schadorganismus gegeben ist.

(3) Bei Auftreten eines solchen Verdachtes hat die
Landesregierung den Ausgangspunkt der vermuteten
Infektion zu erheben und weitere Vorkehrungen nach
Art. 4 der Richtlinie 98/57/EG des Rates zur Bekämp-
fung von Ralstonia solanacearum (Smith) Yabuuchi
et al. zu treffen.

§ 21 Bekämpfungsmaßnahmen

(1) Wird das Auftreten des Schadorganismus festge-
stellt, so hat die Behörde nach § 11 des Pflanzenschutz-
gesetzes für Tirol unter Berücksichtigung anerkannter
wissenschaftlicher  Grundsätze, der Biologie des Schad-
organismus, der jeweiligen Produktions-, Vermark-
tungs- und Verarbeitungssysteme und der Bestimmun-
gen des Art. 5 der Richtlinie 98/57/EG des Rates zur
Bekämpfung von Ralstonia solanacearum (Smith) Yabu-
uchi et al. zumindest folgendes zu verfügen:

a) alle klonal verbundenen Pflanzkartoffelbestände
sind auf einen Befall mit dem Schadorganismus zu unter-
suchen;

b) die beprobte Sendung und/oder Partie und die Ma-
schinen, Fahrzeuge, Schiffe, Lagerräume oder Teile da-
von sowie sonstigen Gegenstände, einschließlich Ver-
packungsmaterial, die mit dem beprobten aufgeführten

Pflanzenmaterial in Berührung gekommen sind, sind als
befallen zu erklären. Ebenfalls als befallen zu erklären
sind gegebenenfalls die Felder, die Einheiten mit ge-
schützter Pflanzenerzeugung (wie Glashäuser) und die
Erzeugungsorte, auf denen die als befallen erklärten
Pflanzen geerntet und von denen die Proben entnom-
men worden sind; hinsichtlich der Proben, die in der Ve-
getationsperiode entnommen wurden, sind die Felder,
die Erzeugungsorte und gegebenenfalls die Einheiten
mit geschützten Kulturen, von denen die Probe ent-
nommen worden ist, als befallen zu erklären. Kann
durch ein Oberflächenwasser oder seine Begleitflora aus
der Familie der Nachtschattengewächse bei Bewässe-
rung, Beregnung oder Überflutung die Erzeugung von
Tomaten oder Kartoffeln durch Infektion mit dem
Schadorganismus gefährdet werden, so ist auch dieses
Oberflächenwasser als befallen zu erklären;

c) hinsichtlich der Kulturen von Wirtspflanzen, durch
die der Anbau von Kartoffeln oder Tomaten aufgrund
einer Infektion mit dem Schadorganismus gefährdet
werden könnte, hat die Behörde nach Maßgabe von An-
hang V Nummer 1 der Richtlinie 98/57/EG des Rates
zur Bekämpfung von Ralstonia solanacearum (Smith)
Yabuuchi et al. den wahrscheinlichen Befall festzu-
stellen;

d) auf der Grundlage dieser Befallserklärung und un-
ter Berücksichtigung der möglichen Verbreitung des
Schadorganismus auf sonstige Wirtspflanzen und Ober-
flächenwässer ist eine Sicherheitszone abzugrenzen.

(2) Als befallen oder wahrscheinlich befallen erklärte
Pflanzen dürfen nicht angebaut werden. Solche Pflanzen
und sonstige als befallen oder wahrscheinlich be-
fallen erklärte Gegenstände sind einer geeigneten, An-
hang VI der Richtlinie 98/57/EG des Rates zur Be-
kämpfung von Ralstonia solanacearum (Smith) Yabuu-
chi et al. entsprechenden Maßnahme zu unterziehen.
Nach einer Entseuchung im Sinn dieser Vorschriften gel-
ten diese Gegenstände nicht mehr als befallen. Die
Durchführung dieser Maßnahmen ist der Behörde unter
Nachweis, dass dadurch keine Gefahr der Verschleppung
des Schadorganismus besteht, vorher anzuzeigen.

(3) Unbeschadet der Abs. 1 und 2 hat die Behörde
für die Sicherheitszone nach Abs. 1 lit. d das Maßnah-
menpaket nach Anhang VI Z. 4.1 und 4.2 der Richtlinie
98/57/EG des Rates zur Bekämpfung von Ralstonia so-
lanacearum (Smith) Yabuuchi et al. vorzuschreiben.
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8 .  A B S C H N I T T
Schlussbestimmungen

§ 22 In- und Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung zur Verhin-
derung der Ein- und Verschleppung von Obstschäd-
lingen, insbesondere der San-José-Schildlaus und der
Mittelmeerfruchtfliege, LGBl.Nr. 34/1958, die Kartof-

felnematoden-Verordnung, LGBl. Nr. 49/ 1997, und die
Verordnung der Landesregierung zur Durchführung
von Pflanzenschutzmaßnahmen, LGBl.Nr. 99/1997,
außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

Auf Grund des § 48 Abs. 2 des Staatsbürgerschafts-
gesetzes 1985, BGBl. Nr. 311, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 124/1998, wird verord-
net:

§ 1

Der Bauschbetrag für den vom Land nach § 48
Abs. 1 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985  an die Ge-
meinden (Staatsbürgerschaftsverbände) zu leistenden
Ersatz der Kosten, die den Gemeinden aus der Füh-

rung der Staatsbürgerschaftsevidenz erwachsen, wird
für das Jahr 1998 mit ATS 380,– für jedes begonnene
Hundert der am 31. Dezember 1998 in der Staats-
bürgerschaftsevidenz verzeichneten Personen fest-
gesetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

19. Verordnung der Landesregierung vom 4. Mai 1999 über die Festsetzung des Bausch-
betrages für den Kostenersatz an die Gemeinden (Staatsbürgerschaftsverbände) für die Füh-
rung des Staatsbürgerschaftsevidenz im Jahr 1998

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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